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Vorbemerkung 

Am 23. 11. 1959 erarbeitete del' A1'beitskreis Pädagogik beim 
Hauptvorstand der enu in Weimar eine Reihe konkreter 
Vorschläge zur Qualifizierung der Werktätigen und zur sozia­
listischen Umgestaltung der Berufsausbildung in der DDR. 

Das auf dieser Tagung ,von Unionsfreund Fritz R i c k, 
Dresden, gehaltene Referat wird mit kleinen Erweiterungen 
und Ergänzungen vorgelegt. Es soll Antwort geben auf viele 
Fragen, die unsere Bürge1' im Zusammenhang mit dem Sieben­
jahrplan und ihrer persönlichen Entwicklung und Qualifi­
zierung bewegt . Denn der Siebenjahrplan braucht Menschen, 
die fähig und bereit sind, sich mit Herz und Hand für seine 
Verwirklichung einzusetzen, deren Tätigkeit gekennzeichnet 
wird durch hohes Verantwortungsbewußtsein, Liebe zu den 
Menschen, Liebe zum Frieden und zu unserem sozialistischen 
Vaterland, 

, 
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Gemeinsam mit allen fortschrittlichen Kräften haben wir 
den 10. Geburtstag unserer Deutschen Demokratischen Re­
publik festlich begangen. Auch die CDU konnte mit einer 
Reihe schöner Geschenke aufwarten. Mit unseren Gehurtstags­
gaben haben wir einen überzeugenden Beweis dafür ge­
bracht, in welchem Maße heute der DDR die Kraft und die 
Liebe der verantwortungsbewußten Christen gehören. Wir 
wissen, daß wir als Christen den Weg beschreiten, der allein 
in die Zukunft führen kann. Unser Wirken für den Triumph 
des Sozialismus ist zugleich auch unser christlicher Dienst 
für unser Volk und unser Beitrag dazu, sowohl die christliche 
Existenz im Sozialismus zu leben als auch die politisch-mo­
ralische Einheit unseres Volkes im Ringen um die nationale 
Erneuerung, den Frieden und den Sozialismus zu festigen. 

Neben den großartigen Leistungen unserer Unionsfreunde 
beim Aufbau des Sozialismus in unserer Republik mit einem 
Wert von nahezu 140 Millionen DM ist vor allem hervorzu­
heben, daß es in den letzten Monaten gelungen war, 1800 
Privatunternehmer, Bauern, Handwerker und Einzelhändler 
für neue ökonomische Formen zu gewinnen. Hier sind Men­
schen überzeugt worden, im Sozialismus ihre Zukunft zu 
sehen. Das ist besonders wertvoll. Die dabei gewonnenen Er­
fahrungen gilt es zu nutzen, um im Wettbewerb zu Ehren des 
10. Parteitages der CDU neue gute Taten vollbringen zu 
können. 

"Der Siebenjahrplan bestimmt unser Handeln!" Diese Lo­
sung der Rostocker Hauptvorstandssi tzung vom 29.130. Oktober 
1959 muß nunmehr die Arbeit jedes Unionsfreundes bestim­
men, ist doch der Siebenjahrplan das große Programm des 
Aufbaus der Volkswirtschaft in der Periode des Sieges des 
Sozialismus. Die wichtigsten volkswirtschaftlichen Aufgaben 
des Siebenjahrplanes lassen sich wie folgt zusammenfassen : 

a) Ansteigen dJr Brutto-Produktion bis 1965 auf 188 % gegen­
über 1958 durch rasche Entwicklung der Industrie, vor 
allem der Schwerindustrie. Dazu gehört ein maximales 
Wachstum der Energiewirtschaft, 'der Chemie, der Elektro­
technik und aller Zweige des Maschinenbaus. 
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b) Die sozialistische Entwicklung der Landwirtschaft wird 
mit der zunehmenden Großproduktion das Gesicht des 
Dorfes bestimmen und unseren Bäuerinnen und Bauern 
eine gesicherte Existenz, zunehmenden Wohlstand, ein 
kulturvolles Leben und der Landjugend eine glückliche 
Zukunft bringen. 

Technik und Wissenschaft werden diese Entwicklung be­
stimmen und dazu beitragen, daß mehr, billigere und 
qualitätsreichere Erzeugnisse produziert werden. 

c) Um die maximale Steigerung der Arbeitsproduktivität zu 
erreichen, ist das technische Niveau zu erhöhen. Durch 
sozialistische Gemeinschaftsarbeit wird der technisch­
wissenschaftliche Fortschritt schneller verwirklicht wer­
den. Das sind die Voraussetzungen zur Senkung der Pro­
duktionskosten und zur Steigerung der Rentabilität un­
serer Betriebe. 

d) 162 Milliarden DM werden bis 1965 investiert werden. 
Durch die Mitarbeit der Werktätigen bei der Planung und 
Ausführung der Investitionen muß der größtmögliche 
Nutzeffekt erreicht werden. 

e) Eine Steigerung des Volkseinkommens durch Lohnerhö­
hungen und Preissenkungen sowie durch Verbesserung 
der gesundheitlichen Betreuung und der Altersversorgung 
wird unsere gemeinsame Arbeit lohnen. 

f) Im Siebenjahrplan wird eine grundlegende Verbesserung 
der Erziehung und Bildung unserer Jugend erreicht wer­
den. Mit der Einführung der allgemeinbildenden zehn­
klassigen polytechnischen Oberschule wurde diese neue 
Entwicklung begonnen. Der III. Berufspädagogische Kon­
greß hat mit seinen Beschlüssen über Maßnahmen zur 
Qualifizierung der Werktätigen und der sozialistischen 
Entwicklung der Berufsausbildung diese Entwicklung fort­
gesetzt. 

Groß und schön sind die genannten Aufgaben. Begeisternd 
ist die Zukunftsaussicht, die sich damit jedem Bürger bietet. 
Die Erfüllung des Siebenjahrplanes in allen seinen Teilen ist 
deshalb so wichtig, weil wir mit dem materiellen und kul­
turellen Fortschritt gleichzeitig den Sieg im Wettkampf mit 
dem monopolkapitalistischen System in Westdeutschland da­
vontragen werden und damit zur Sicherung des Weltfriedens 
entscheidend beitragen. Darüber hinaus ist die Erfüllung des 
Siebenjahrplanes auch eine große internationale Verpflich-
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tung für uns, bedeutet doch seine Erfüllung eine wesentliche 
Stärkung des gesamten sozialistischen Lagers. Von dieser 
St~rk~ng hängt die weitere politische Entwicklung im Geiste 
fnedllcher Koexistenz, Entspannung und vollständiger Ab­
rüstung ab. 

Als unsere Regierungsdelegation nach Genf fuhr war sie 
mit den von der Volkskammer beratenen Richtlini~n ausge­
stattet. Doch schwerer noch wogen die aus diesem Anlaß von 
unseren werktätigen Menschen abgegebenen Produktionsver­
pf~ichtungen. Sie erst machten der Welt deutlich, daß die 
Manner um unseren Außenminister mit Recht das Mandat 
unserer Bevölkerung hatten. Nicht anders war es in der 
P~riode de~" Vorbereitung de.s 10. Jahrestages unserer Repu­
blI~, als die große Bewegung der achtzigprozentigen Plan­

'erfullung alle Schichten unserer Bevölkerung erfaßte. 

Wie oft haben wir davon gesprochen daß alles Tun Pol i _ 
ti.k sei. In diesen die Politik begleite~den Taten kommt der 
WIll~ der Menschen zum Ausdruck, ihre Einstellung zum 
A.rbeIter-und-Bauern-Staat. Politik ist nicht das Wirken von 
Emzelpersönlichkeiten, sondern sie umfaßt "die Beziehungen 
aller Klass~n und Schichten zum Staat und zur Regierung, die 
Wechselbeziehungen zwischen sämtlichen Klassen" (Lenin 
Werke, Band 5, 1955, Seite 436). ' 

Deshalb stimmt auch unsere Partei der politischen Haupt­
~ord:rung der Arbeiterklasse zu, im Frieden leben zu wollen, 
I? emer Gesellschaftsordnung, die Kriege in Zukunft unmög­
lich macht. Deshalb müssen wir uns auch immer wieder neu 
or.ientieren, wie sich im jeweils gegebenen Stadium der Ent­
w~cklu.ng die führende Rolle der Arbeiterklasse zeigt. Sie 
zeIgt sich heute - und das bewies ganz deutlich der V. FDGB­
~ongreß - .?er Form nach in den Tausenden im Kampf um 
dIe Planerfullung entstandenen Brigaden und Gemeinschaf­
ten der sozialistischen Arbeit. Dem Inhalt nach wird das Neue 
geprägt vom Ringen dieser Brigaden um sozialistisches Ar­
beiten, Lernen und Leben. Von diesem Neuen müssen wir 
ausg~hen, wenn wir in der Diskussion über die Erhöhung der 
~r~el'~Sproduktivität in den LPG und PGH, über die so­
zialIstische Rekonstruktion unserer halbstaatlichen Betriebe 
keinen falschen Weg gehen wollen. 

."Di.e Arb~~tsproduktivität ist in letzter Instanz das aller­
wlch~lgste fur den Sieg del" neuen Gesellschaftsordnung" 
(Lemn, Werke, Band 2, Seite 576). Diese Erkenntnis haben 
sich die Brigaden der sozialistischen Arbeit zu eigen gemacht. 
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Sie verwirklichen damit die Weisungen des V. Parteitages 
der SED zur Steigerung der Arbeitsproduktivität. Der Weg 
zur Steigerung der Arbeitsproduktivität wird von jenen Bri­
gaden beschritten, indem sie um den wissenschaftlich-techni­
schen Höchststand in der Produktion ringen und die Mecha­
nisierung und Automatisierung verwirklichen helfen. In der 
Begründung des Siebenjahrplanes heißt es dazu: .. Radikal 
werden wir die Erzeugnisse typisieren und standardisieren, 
die Produktionsprogramme konzentrieren und spezialisieren." 
Das erfordert, daß unsere Werktätigen lernen und nochmals 
lernen: lernen, um den Staat heute und morgen lenken zu 
können; lernen, um die sozialistische Rekonstruktion erfolg­
reich durchzusetzen; lernen, um inhaltsreicher und kultur­
voller leben zu können. 

Die Tatsache, daß am Anfang manche Rekonstruktionspläne 
mehr den Charakter von Investitionsplänen ·trugen, daß sie 
allein festlegten, was in der Produktion verändert werden 
muß, aber nicht, wie die Werktätigen dabei mitarbeiten sol­
len, zeigte, daß vielen verantwortlichen Funktionären der 
enge Zusammenhang zwischen Rekonstruktion und Qualifi­
zierung noch längst nicht klar war. Aus diesem Grunde ist 
ein Wort des Volksbildungsministers Prof. Dr. Lemmnitz von 
besonderer Bedeutung, und zwar aus einer Rede, die er zur 
Eröffnung der Diskussion über die Vorschläge des ZK der 
SED hielt: .. Die sozialistische Rekonstruktion unserer Be­
triebe hat zwei Seiten: eine objektive und eine subjektive 
oder eine materielle und eine personelle. Die objektive oder 
materielle Seite der sozialistischen Rekonstruktion besteht in 
der Anwendung der fortgeschrittensten wissenschaftlichen Er­
kenntnisse und der modernsten Produktionstechnik und Pro­
duktionsmethoden. Die subjektive oder personelle Seite der 
sozialistischen Rekonstruktion ist die bestmögliche Qualifi­
zierung der Werktätigen. Beides gehört zusammen. beides ist 
untrennbar. Moderne Wissenschaft und Technik in der Pro­
duktion erfordert hochqualifizierte Arbeiter und Bauern. Das 
ist eine objektive Gesetzmäßigkeit der Wechselbeziehung der 
Elemente der Produktivkräfte, zu denen bekanntlich die Pro­
duktionsinstrumente und die Menschen mit ihren Produk­
tionserfahrungen und Produktionsfertigkeiten gehören." 

Welche Schlußfolgerungen ergeben sich aus den Vorschlä­
gen des ZK der SED zur Qualifizierung der Werktätigen? -
Die Qualifizierung der Werktätigen ermöglicht erst die Ein­
führung neuer Maschinen und Aggregate in unseren Betrie­
ben. Wo dies nicht beachtet wurde, wie in dem VEB 
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Oberlausitzer Volltuchfabriken, konnte es vorkommen, daß 
wertvolle Webautomaten zwar aufgestellt, aber nicht in die 
Produktion eingereiht werden konnten. Erst zu spät stellte 
man fest, daß dafür qualifizierte Arbeitskräfte fehlten. Jeder 
Werkleiter - das gilt ebenso für unsere halbstaatlichen Be­
triebe·- muß daraus seine große Verantwortung für die Qua­
lifizierung der Werktätigen seines Betriebes erkennen. Er 
muß wissen, daß der Inhalt des Rekonstruktionsplanes be­
stimmend für die Qualifizierungsmaßnahmen in seinem Be­
trieb sein muß. Das setzt allerdings voraus, daß die oft noch 
anzutreffende falsche Meinung überwunden wird die fort­
schreitende Technisierung bringe eine Senkung d~s Niveaus 
der Arbeiten mit sich, der Arbeiter brauche ja nur auf den 
Knopf zu drücken. 

Diese Meinung ist nicht nur falsch, sondern geradezu ent­
wicklungsfeindlich. Der Arbeiter der Zukunft, der an kom­
plizierten und technisch weit entwickelten Maschinen und 
Aggregaten arbeitet, drückt nicht nur aufs Knöpfchen. Er 
muß die Funktion der Maschine genau kennen muß hohe 
Kenntnisse der NaturWissenschaft. der Meß-, Steuer- und 
Regeltechnik besitzen. Er muß in der Lage sein, an den Auto­
maten andere Maschinenelemente einzusetzen, die Ursachen 
von Störungen zu erkennen, Fehler zu beseitigen und kleine 
Reparaturen selbst auszuführen. Er muß die Grundlagen 
artverwandter Berufe beherrschen. Aus diesem Grunde ha­
ben wir in der DDR mit der Entwicklung der zehnklassigen 
polytechnischen Oberschule und der sozialistischen Berufs­
ausbildung begonnen. 

. Den besten Beweis gegen die feindliche "Knöpfchen theorie" 
hefern uns die Brigaden der sozialistischen Arbeit und die 
sozialistischen Arbeitsgemeinschaften. Sie entwickeln die be­
stehenden Produktionsverfahren weiter und lösen zusammen 
mit den Forschungsgemeinschaften schwierige Probleme in 
kürzester Zeit. Waren z. B. im VEB Sachsenring vor der In­
betriebnahme der Taktstraßen 29 Arbeiter für die Arbeits­
vorgänge am Zylinderkopf mit der Qualifikation der Lohn­
stufe 4 nötig, so werden heute für die Betreuung und über­
wachung der Automaten an der Taktstl"aße, für die Beseiti­
gung kleiner Mängel nur noch drei Arbeitskräfte. allerdings 
d~~ ~oQns.tufe 6, gebraucht. Es gilt also, die Qualifizierungs­
moghchkel.ten zu schaffen, die notwendig sind, um den Wider­
spruch zWlschen den Fähigkeiten und Fertigkeiten einzelner 
Werktätiger und dem produktionstechnischen Stand moder­
ner Ausrüstungen zu beseitigen. 
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Auch unter den Werktätigen selbst gibt es noch falsche 
Auffassungen. So fragen manche: Warum qualifizieren? Wir 
erhalten doch nicht mehr Lohn! - Ganz abgesehen davon, 
daß der Siebenjahrplan bekanntlich weitere Lohnerhöhungen 
vorsieht, und zwar eine Erhöhung des Reallohnes auf 160 bis 
165 %, gibt es aber noch unzählige Arbeiter, Angestellte und 
Wirtschaftsfunktionäre, die heute noch nicht die für ihren 
Arbeitsplatz entsprechende Qualifikation nachweisen können. 
Das trifft vor allem für die Leichtindustrie zu. So haben in 
der VVB Maschinenbau des Bezirks Dresden nur 0,4 % der 
mittleren und leitenden Kader einen Fach- bzw. Hochschul­
abschluß. 

• 
Da auch die halbstaatlichen Betriebe die sozialistische Re­

konstruktion durchführen, sollen hier Anregungen gegeben 
werden, wie auch für die Angehörigen dieser Betriebe alle 
Möglichkeiten zur Weiterbildung ausgenutzt werden können. 

Wenn sich heute weit mehr als die Hälfte aller Privatun­
ternehmer in unserer Republik für die staatliche Beteiligung 
entschieden haben, so ist damit in diesen Kreisen eine be­
achtliche Wandlung vollzogen worden. "Im Rahmen des 
Siebenjahrplanes gilt es jedoch", so hieß es in dem Bericht 
des Präsidiums vor dem Hauptvorstand der CDU in Rostock, 
"nicht nur den erzielten ökonomischen Durchbruch weiterhin 
auszubauen, sondern bei diesen Unternehmern den geistigen 
Durchbruch auch damit zu erreichen, daß sie systematisch mit 
den Erkenntnissen der sozialistischen Ökonomik vertraut ge­
macht und an sie herangeführt werden." 

Mit der Verwirklichung des Vorschlags unserer Partei zur 
Einrichtung eines Fernstudiums für Komplementäre wurden 
gute Voraussetzungen dafür geschaffen. Auch die Lehrgänge 
für Komplementäre, die im Bezirk Dresden von der IHK und 
der Kammer der Technik durchgeführt werden, dienen dem 
gleichen Ziel. Es handelt sich dabei um 5-Tage-Lehrgänge. 
In der Zeit vom 2. 11. bis 5. 12. 1959 nahmen an den Grund­
lehrgängen 33 Komplementäre, 13 Privatunternehmer und 
26 Steuerhelfer, an den Fortsetzungslehrgängen 39 Komple­
mentäre bzw. Mitarbeiter aus halbstaatlichen Betrieben teil. 
In den Grundlehrgängen wurden folgende Probleme behan­
delt: 

1. Grundbegriffe von Staa t und Recht. 

2. Einführung in den Dialektischen Materialismus. 
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3. Grundprobleme der Politischen Ökonomie. 

4. Die überlegenheit des sozialistischen Weltsystems. 

5. Probleme der übergangsperiode. 

6. Die Mittelstandspolitik unserer Regierung. 

Auf den im Grundlehrgang vermittelten Kenntnissen auf­
bauend, wurden für den Fortsetzungslehrgang folgende The­
men gewählt: 

1. Das Verhältnis des Betriebes mit staatlicher Beteiligung 
zum sozialistischen Staat. 

2. Die sozialistische Planung. 

3. Die sozialistische Umgestaltung des Preis- und Steuerrechts. 

4. Die sozialistischen Vertragsbeziehungen. 

5. Arbeitsökonomische Probleme im halbstaatlichen Betrieb. 

Der Erfolg dieser Lehrgänge, das bestätigten viele Komple­
mentäre, wurde zwar vorbereitet durch eine gute Themen­
auswahl, durch gut ausgewählte Referenten, bestand aber vor 
allem in der freimütigen, oft sehr lebhaften Aussprache in 
den Seminaren, wobei eine Vielzahl von Problemen geklärt 
werden und die Bewußtseinsbildung der Lehrgangsteilnehmer 
positiv gefördert werden konnte. Die Referenten, die sich in 
der Hauptsache aus Mitarbeitern der Industrie- und Handels­
kammer und des Rates des Bezirkes zusammensetzten, waren 
von Anfang an darauf hingewiesen worden, ihre Vorträge 
leicht faßlich zu gestalten und vor allem solche Grundbegriffe 
wie Produktivkräfte, Produktionsverhältnisse, Mehrwert usw. 
anschaulich und beispielhaft zu erläutern. 

übereinstimmend erklärten die Teilnehmer, daß solche 
Internatsschulungen viel fruchtbarer sind als Externatslehr­
gänge (Vorteile: zusammenhängende Darbietung des Lehr­
stoffes, bessere Studienmöglichkeiten für den Hörer). Aus 
diesem Grund wurde der Industrie- und Handelskammer 
auch nahegelegt, ihre Lehrgänge im Jahre 1960 fortzusetzen. 

Begrüßenswert ist ebenfalls die Einrichtung einer Qualifi­
zierungsmöglichkeit für solche Komplementäre, die am Fern­
studium nicht mehr teilnehmen können, wie sie von der TH 
Dresden im Schloß Gaussig geschaffen wurde. 

Aber viel zu wenig wurde dem wachsenden Bedürfnis auf 
Weiterbildung der Arbeiter und Angestellten halbstaatlicher 
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Betriebe Rechnung getragen. Aus meiner Tätigkeit als Direk­
tor der Kaufmännischen Berufsschule in Dresden könnte ich 
viele Beispiele bringen, wie gerade Angestellte dieser Be­
triebe anfragen, wo sie sich die nötigen Kenntnisse in der 
volkseigenen Rechnungsführung und vor allem in Betriebs­
ökonomik erwerben können. 

• 
Die Betriebsakademien der sozialistischen Großbet'riebe 

sind nicht, wie man anfangs fälschlicherweise hören konnte, 
eine Ergänzung oder ein Ersatz für die bisherigen betrieb­
lichen Qualifizierungseinrichtungen, wie die technische Be­
triebsschule, das technische Kabinett, die Betriebsberufs­
schule, die Vorträge der Kammer der Technik, der Gesell­
schaft zur Verbreitung wissenchaftlicher Kenntnisse, sondern 
sie haben die Aufgabe, die bestehenden Bildungseinrichtungen 
entsprechend den erhöhten Anforderungen besser zu koordi­
nieren und rationell nutzbar zu machen. Sie sind praktisch 
der Kern in dem neuen einheitlichen System der Erwach­
senenqualifizierung. . 

Aus diesem Grunde müssen die vorgesehenen Qualifizie­
rungsmaßnahmen mit den Produktionsaufgahen des Betriebes 
im Siehenjahrplan abgestimmt werden. Sie müssen der Pro­
duktionspropaganda zur Anwendung neuer Produktionsme­
thoden, wie sie z. B. die Klebetechnjk darstellt, dienen. Der 
Vielzahl der Aufgaben, die der Begriff "sozialistische Rekon­
struktion" einschließt, wie Spezialisierung, Typisierung, Tal>:t­
straßenfertigung, Baukastensystem, Relaissteuerung u. a., muß 
die Arbeit der Betriebsakademie gerecht werden. Dabei dür­
fen aber Seminare und Vorträge über die Technik der geisti­
gen Arbeit, über die Arbeit mit dem Buch nicht fehlen. 
Kurz gesagt: Jeder Betriebsangehörige muß sich angespro­
chen fühlen, muß sich qualifizieren können. Der Anreiz muß 
durch klare, übersichtliche Planung der Qualifizierungsmög­
lichkeiten geschaffen werden. Dies wird begünstigt durch 
klare Abgrenzung der Lehrbereiche und durch ein Stufenpro­
gramm der fachlichen Qualifizierung von der einfachen bis 
zur kompliziertesten Tätigkeit, also von den Lohngruppen 
1-8 bis zum Studium an den Fach- und Hochschulen. 

Wenn man die bisherigen Erfahrungen der Betriebsakade­
mien auswertet, so ergibt sich über die Aufgaben und Ar­
beitsweise der Betriebsakademien folgendes Bild: 

Auf der Grundlage des Rekonstruktionsplanes hat der Rat 
der Betriebsakademie sämtliche der Weiterbildung dienenden 
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Veranstaltungen zu planen, abzustimmen und zu verwirk­
lichen. Dazu ist es notwendig, in sich abgeschlossene Lehr­
gebiete zu schaffen. Aber neben der fachlichen Weiterbildung 
wird auch dem Studium der Gesellschaftswissenschaften, der 
Hebung der Allgemeinbildu~g breiter Raum gegeben werden. 

In einigen Betrieben ist es deshalb zu Differenzen bezüg­
lich der Verantwortlichkeit gekommen. Dabei dürfte es bei 
einiger überlegung klar sein, daß für das Gebiet der Allge­
meinbildung die Abteilung Volksbildung - besonders die 
Volkshochschulen - verantwortlich zeichnen muß. Für die 
fachliche Qualifizierung trägt die Werkleitung die volle Ver­
antwortung. Das wird auch nicht dadurch gemindert, daß z. B. 
für die Facharbeiterausbildung und Prüfung die vorhandenen 
staatlichen Richtlinien beachtet werden müssen. 

Wenn man den bisherigen Stand der Entwicklung der Be­
triebsakademien analysiert, ergibt sich etwa folgende Glie­
derung (ich stütze mich dabei auf einige Angaben, die vom 
Stellvertreter des Vorsitzenden, Koll. Siebert, vom Rat des 
Bezirks Dresden in seinem Referat auf der Konferenz über 
die Erwachsenenqualifizierung im Bezirk Dresden gemacht 
wurden); 

Da wäre der Sektor 1 (Allgemeinbildung). Er soll, wie be­
reits gesagt, der Anleitung der Volksbildungsorgane unter­
stellt werden. Im Sektor 1 sollen die Möglichkeiten für den 
Abschluß der zehnklassigen allgemeinbildenden polytechnischen 
Oberschule geschaffen werden, für die Vorbereitung auf spä­
teren Besuch der ABF, für den Abschluß der erweiterten 
Oberschule mit dem Abitur. Ebenso sollten in diesem Sektor 
die Arbeiter, die im Unten'ichtstag in der Produktion helfen, 
sowie die Fachkräfte, die für die Mitarbeit als Lehrer und 
Dozenten in der Betriebsakademie gewonnen werden, mit 
einem pädagogischen Minimum ausgebildet werden. 

Im Sektor 2 ist die fachliche Quali fizierung vereinigt, für 
die die Werkleitung verantwortlich ist, die zusammen mit 
dem Leiter der technischen Betriebsschule und Betriebsbe­
rufsschule die Voraussetzungen zu schaffen hat. Im Sektor 2 
sollte die Qualifizierung der ungelernten zu angelernten 
Kräften, die Vorbereitung auf die Facharbeiterprüfung, die 
Ausbildung in einem zweiten Beruf, die betriebliche Spezial­
,schulung erfolgen. Dabei ist die Bedeutung der betrieblichen 
Spezialschulung nicht zu unterschätzen, damit die durch die 
sozialistische Rekonstruktion veränderten technologischen Be­
dingungen von den Werktätigen gemeistert werden können. 
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In diesem Sektor werden auch zum großen Teil die Weiter­
bildungsmöglichkeiten der Verwaltungs~rä.fte zu schaffen 
sein, soweit es sich nicht um die Allgememblldung handelt. 

Der Sektor 3 sollte die Meister-, Techniker- und Ingenieur­
Ausbildung umfassen. Aus diesem Grunde sollten in den gro­
ßen zentralen VEB Außenstellen von Fach- und Hochschulen 
eingerichtet werden und in Zusammenarbeit mit, der B~­
triebsakademie folgende Aufgaben lösen: Vorbereltung fur 
ein Fach- oder Hochschulstudium, Betreuung der Fernst~den­
ten (Konsultationen), Durchführung des AbendstudlUffiS, 
Qualifizierung der Absolventen der Fa~- u~d Hochs~ulenJ 
ihre Betreuung im neuen Tätigkeitsgebiet, lhre ?"ewmnu~g 
als Lehrer für die Betriebsakademie und als A~plranten fur 
die Fach- und Hochschulen. Ebenso wichtig i~~ dl~ Betreuung 
der im berufspraktischen Jahr befindlichen ~unfbgen ~tuden­
ten und der Studenten, die ihr Berufsprakbkum ablelsten. 

Der Sektor 4 sollte die Kenntnisse auf den verschiedensten 
Bereichen der Gesellschaftswissenschaft ver.mittel~. Neben 
Marxismus-Leninismus, Politischer Okonorrue, .. Wlrts~afts­
politik, Grundfragen des Siebenjahrplans g~horen hlerher 
auch Fragen der Kulturpolitik, der JugenderZIehung u. a. Es 
ist vor allem notwendig, die Interessen der Frauen u~d der 
Jugendlichen zu beachten. Darauf müssen besonde~s dle FDJ 
und der FDGB Wert legen und entsprechenden Emfluß auf 
die Plangestaltung in diesem Sektor nehmen. Ebenfalls ge­
hören in diesen Sektor die Vorträge der Kammer der Tech­
nik und die populärwissenschaftlichen Vorträge .der Gesell­
schaft zur Verbreitung wissenschaftlicher KenntnIsse. 

Die Bedeutung der Betriebsakademie wird unterstrichen 
durch die Zusammensetzung des Rates. Im Rat sind .. ve~reten: 
als Vorsitzender ein Mitglied der BGL, als Se~etär em von 
der Werkleitung ernannter Kollege, ferner dIe .ve~an~ort­
rehen Leiter der Lehrbereiche oder Sektoren, MItglieder der 
s~zialistischen Brigaden, hervorragende Wissenscha:ttle~ und 
Techniker, Vertreter der SED und der M~ssenorg~msatlOnen, 
wie FDJ, KdT, Gesel1schaft zur VerbreItung wissenschaft­
licher Kenntnisse. 

Zusammenfassend muß festgestellt werden, daß es dringend 
f d l 'ch ,'st die bisherige Arbeit der bestehenden Be- . erorerl , 'to'l 

triebsakademien zu koordinieren und auch nach tern ~la. en 
Bereichen und Produktionsriehtungen zu konzentrIeren. 
Ebenso muß die Auswertung der bisherigen Erfahrungen zu 
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einer einheitlichen Organisationsform der Betriebsakademien 
führen. Ich kann mir vorstellen, daß die dargelegten Vor­
schläge aus dem Bezirk Dresden dafür eine brauchbare 
Grundlage ergeben. 

Aufgabe des Rates der 'Betriebsakademie ist es auch, dafür 
zu sorgen, daß die Arbeit auch auf andere Betriebe und die 
umliegenden Wohnbezirke ausstrahlt. So ist es ohne weiteres ' 
verständlich, für die Angehörigen mehrerer Betriebe bei­
spielsweise die Schweißerausbildung zusammenzufassen, 
während die Schulung in speziellen betrieblichen Themen, 
wie sie durch die Rekonstruktion aufgeworfen werden, zweck­
;mäßigerweise in dem entsprechenden Betrieb selbst erfolgt. 

Für unsere halbstaatlichen Betriebe ergibt sich daraus die 
Empfehlung, sich umzuschauen, in welchem der in der Nähe 
liegenden VEB auch ihre Betriebsangehörigen die Betriebs­
akademie besuChen könnten. So besuchen bereits heute An­
gehörige der halbstaatlichen Betriebe A. Reiche, Dresden 
(Blechpackungen und Schokoladenformen) und der Firma 
Rönsch, Dresden (Elektromechanische Artikel) die Betriebs­
akademie im VEB Tabak-Uni, Dresden. Ein anderes Beispiel 
bietet die Betriebsakademie des VEB Sachsenwerk, Dresden. 
Unter den 180 Teilnehmern aus dem Wohnbezirk befinden 
sich vorwiegend Jugendliche aus Privatbetrieben, die sich 
hier auf die Facharbeiterprüfung vorbereiten. 

Darüber hinaus sollten die halbstaatlichen Betriebe ihre 
Kooperationsbeziehungen mit den VEB nutzen und auf die 
Qualifizierung der Werktätigen ausdehnen. Ich denke hierbei 
aber nicht nur an die Möglichkeiten, welche die Betriebsaka­
demien der VEB bieten, sondern vielmehr an eine enge Ver­
bindung zu den Brigaden der sozialistischen Arbeit. Hat doch 
z. B. ein Erfahrungsaustausch einer solchen Brigade mit den 
Angehörigen eines halbstaatlichen Betriebes vor allem eine 
große erzieherische Bedeutung. Das sollten die halbstaatlichen 
Betriebe, deren Gesellschaftsvertrag nicht mehr mit der Deut­
schen Investbank, sondern mit einem VEB abgeschlossen 
wurde, besonders beachten und ausnutzen. 

Völlig unzureichend ist im Augenblick auf vielen Gebieten 
des politischen, wirtschaftlichen und kulturellen Lebens in 
der DDR der Stand der Förderung der Frauen. Deshalb ist 
es richtig, wenn die Betriebsakademien in Auswertung der 
Thesen des ZK der SED einen Teil der Weiterbildung in die 
Arbeitszeit gelegt haben. Aber damit sollte man es nicht gut 
sein lassen, sondern überprüfen, wie man noch weitere Ent-
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lastung schaffen kann, z. B. durch entsprechende Öffnungs­
zeiten der Kindergärten, Einrichtung weiterer Wäschereien 
und Heinzelmännchenbetriebe, durch vorrangige Behandlung 
in allen sozialen Einrichtungen in allen Betrieben und -
durch etwas mehr Verständnis und Hilfsbereitschaft der 
Männer (nicht nur der Ehemänner). 

Offensichtlich unterschätzen auch heute noch viele Werk­
leiter die Notwendigkeit einer Unterstützung der berufstä­
tigen Frau und versäumen, gerade ihr Qualifizierungsmöglich­
keiten zu schaffen. Um so mehr werden sie aber an die För­
derung der Frauen denken müssen, wenn es gilt, neue Ar­
beitskräfte für die Produktion zu gewinnen. Denn bekanntlich 
wird die überwiegende Zahl der im Siebenjahrplan zu ge­
winnenden Arbeitskräfte aus dem Kreis der noch nicht be­
rufstätigen Frauen geworben werden müssen. 

Die Anwendung neuer Methoden für die Weiterbildung der 
Frauen muß gefördert werden. So erhalten 'die Frauen in der 
Betriebsakademie des VEB Baumwollspinnerei Riesa am 
Schluß jeder Schulung sogenannte Lehrblätter, die den be­
handelten Stoff geordnet und systematisiert zusammenge­
drängt enthalten. Die Kolleginnen können damit zu Hause 
viel leichter das erworbene Wissen festigen und wiederholen. 

Ebenfalls richtig im Sinne der Frauenförderung handelte 
Unionsfreund Bezirkstagsabgeordneter Ans 0 r g e, Komple­
mentär einer Grobgarnspinnerei und Zwirnerei in Bernstadt, 
Kreis Löbau. Er verschaffte seinen Betriebsangehörigen - in 
der Mehrzahl ungelernte Arbeitskräfte (vorwiegend Frauen)­
die Möglichkeit, sich für mindestens zwei verschiedene Tätig­
keiten zu qualifizieren. Manche dieser Frauen haben sich 
sogar die Kenntnisse von drei bis vier verschiedenen Tätig­
keiten angeeignet. So ist es richtig. Das entspricht auch der 
These 10 der Vorschläge zur Erwachsenen-Qualifizierung, die 
u . a. fordert : "Die Frauenförderungspläne sind entsprechend 
der Zielstellung des Siebenjahrplanes, der Perspektive und 
Entwicklung des Betriebes bzw. Industriezweiges auszuar­
beiten und konsequent zu verwirklichen." 

Noch einige Bemerkungen zur Arbeit der Betriebsakade­
mien im Wohnbezirk: Hier haben die Betriebe ein reiches 
Betätigungsfeld zur Werbung und Ausbildung von Haus­
frauen, die z. Z. nicht berufstätig sind und dadurch für eine 
zukünftige Voll- oder Halbtagsbeschäftigung gewonnen wer­
den können. Hier wird ein guter Erfolg vor allem dann er­
reicht werden, wenn eng mit dem Wohnbezirksausschuß der 
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Nationalen Front zusammengearbeitet wird. Die Betriebs­
akademie wird so zu einem wichtigen Teil des kulturellen 
Zentrums im WBA werden. Es empfiehlt sich deshalb audl 
einen Vertreter der Nationalen Front des Wohngebietes i~ 
den Rat der Betriebsakademie aufzunehmen. 

• 
Wie soll die Berufsausbildung in den halbstaatlichen Be­

trieben aussehen? In den Thesen finden wir den einfachen 
Satz: "Die Berufsausbildung in Betrieben mit staatlicher Be­
teiligung erfolgt nach den Richtlinien für die VEB." Was be­
deutet das? Das bedeutet, daß in diesen Betrieben alle An­
strengungen unternommen werden müssen, um mit den Ver­
änderungen zur sozialistischen Berufsausbildung in der volks­
eigenen Wirtschaft Schritt halten zu können. 

Warum ist diese Veränderung notwendig geworden? Auch 
hier finden wir in den bereits genannten Thesen des ZK der 
SED die Antwort: .. Trotz aller Erfolge entspricht jedoch das 
Niveau der Berufsausbildung und Qualifizierung nicht mehr 
den Anforderungen der Volkswirtschaft der DDR." Deshalb 
wird in Zukunft der speziellen Ausbildung in einem Beruf 
eine breite Grundausbildung gemeinsam für mehrere ver­
wandte Berufe vorausgehen. Dadurch werden bereits in der 
Lehrzeit Grundlagen für die spätere Erlernung eines zweiten 
Berufes geschaffen. 

Auch in den halbstaatlichen Betrieben sind alle Möglich­
keiten zu nutzen, um so früh wie möglich die Ausbildung in 
die Produktionsabteilungen zu legen. Das ist nicht nur für 
die fachliche Bildung wichtig, sondern auch für die Erziehung 
der anvertrauten Lehrlinge; denn dadurch erhalten - ich zi­
tiere aus den Thesen - "die Arbeiter und Meister die Mög­
lichkeit, mehr als bisher auf die Erziehung und Bildung des 
Nachwuchses der Arbeiterklasse Einfluß zu nehmen". 

Wie wichtig das für Lehrlinge in einem halbstaatlichen 
~etrieb ist, wurde mir durch eine Untersuchung klar, die ich 
1m Auftrag der Ständigen Kommission Jugendiragen des Be­
zirkstages Dresden durchzuführen hatte. Dabei war festzu­
stellen, daß die meIsten Jugendlichen im Gegensatz zu den 
Lehrlingen aus den VEB gar nicht aus der Arbeiterklasse 
kommen. Ihre Eltern waren in der Hauptsache Verwaltungs­
angestellte, Angehörige des Mittelstandes, der freischaffenden 
Berufe oder der Intelligenz. Oft hatten diese Eltern bei der 
Einstellung des Lehrlings in den Privatbetrieb gesagt: "Wir 
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wünschen nicht, daß unser Kind in einem VEB lernt." Ver­
einzelt sprach aus solcher Haltung eine direkte Ablehnung 
gegenüber unserem Staat. 

Betrachten wir kurz einen solchen Einzelfall. Ein Vater 
kommt von auswärts nach Dresden, um sein Kind in einem 
Privatbetrieb unterbringen zu können. Er nimmt es als Vater 
sogar auf sich, den Jungen in eine Berufsrichtung zu stecken, 
die anfangs nicht der Absicht seines Kindes entsprach, gar 
nicht zu reden von der Belastung des Jugendlichen durch den 
langen Weg von und zu der Arbeitsstätte. Da in diesem Privat­
betrieb ein sehr positives gesellschaftliches Klima herrschte, 
blieb es nicht aus, daß der junge Mensch richtig angepackt 
wurde und bald in der Gewerkschaft und der FDJ tüchtig 
mitarbeitete. Dieser Jugendfreund übernahm später die FDJ­
Gruppenleitung, entwickelte sich zum Spitzensportler und 
ist heute Angehöriger unserer Nationalen Volksarmee. 

überhaupt war bei den Untersuchungen der Ständigen 
Kommission festzustellen, daß mit Aufnahme der staatlichen 
Beteiligung das gesellschaftliche Interesse der Jugend bedeu­
tend entwickelt werden konnte. So berichtete mir z. B. 
.Unionsfreund R i e deI, Komplementär der Fa. Oscar Heine, 
Dresden, daß sich nach Umbildung in einen halbstaatlichen 
Betrieb auch die Jugend stark an Produktionsberatungen be­
teiligte, während sie vorher abseits stand. Diese positive Be­
wußtseinsbildung muß aber planmäßig gefördert werden. 
Deshalb sollten die bestehenden engen Beziehungen zu VEB 
auch auf die Jugendarbeit ausgedehnt werden. Ich könnte 
mir vorstellen, daß ein Patenschaftsvertrag mit einer Jugend­
brigade, die um den Titel "Brigade der sozialistischen Arbeit" 
kämpft, nicht nur großen erziehlichen Wert hätte, sondern 
auch Voraussetzungen schüfe, wertvolle Erfahrungen über 
Neuerermethoden weiterzutragen. 

Bereits in dem erwähnten Bericht des Präsidiums des 
Hauptvorstandes wurde festgestellt, daß von den halbstaat­
lichen Betrieben alle Möglichkeiten des zweiten Weges der 
Rekonstruktion auszunutzen sind. Dabei wurde hervorgeho­
ben, daß der Betrieb des Unionsfreundes Riedei, Dresden, als 
zweiter halbstaatlicher Betrieb in unserer Republik eine 
ökonomische Konferenz durchgeführt hat und dabei als erster 
gemeinsam mit allen Arbeitern seines Betriebes einen kon­
kreten Plan der Rationalisierung und Durchführung der Re­
konstruktion im Betrieb aufstellte. Hier muß ich ergänzen, 
daß eben von Unionsfreund Riedel nicht versäumt wurde, 
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genauso konkret auch Maßnahmen für die Qualifizierung der 
Angehörigen des Betriebes festzulegen. So ist es kein Wun­
der, daß Jugendliche von sich aus kamen und den Betriebs­
leiter fragten, was sie zur ökonomischen Konferenz beitragen 
könnten. Welche Arbeitsmöglichkeiten erschließen sich hier 
für die FDJ, wenn eben die übergeordneten Leitungen sich 
ständig blicken ließen oder ihre Maßnahmen mit dem FDGB 
abstimmten, damit von dieser Seite her die Interessen der 
Jugendlichen stärker mit wahrgenommen werden könnten!­
Dieses Beispiel mag noch einmal die große gesellschaftliche 
Verantwortung zeigen, die jeder Betriebsleiter für die Aus­
bildung und Erziehung seiner Jugendlichen und für die 
Weiterbildung der Erwachsenen trägt. 

Neu für die Berufsausbildung ist auch die Forderung, den 
allgemeinbildenden Unterricht so zu 'O'erbessern, daß jeder 
Jugendliche die Möglichkeit erhält, entweder während der 
Berufsausbildung oder in anschließenden Lehrgängen die 
Hochschulreife zu erlangen. Das ist wichtig, weil wir auch 
in halbstaatlichen Betrieben darauf achten müssen, daß der 
notwendige Bedarf an Fach- und Hochschulabsolventen ent­
sprechend den sich verändernden technologischen Bedingun­
gen herangebildet wird. So werden die Mechanisierung 
und Automatisierung, die Regel-, Meß- und Steuertechnik, 
die Anwendung der Atomenergie - besonders die Verwen­
dung von Isotopen -, die Entwicklung neuer Werkstoffe, die 
Entwicklung der Chemie- und Elektrotechnik das Verhältnis 
von Arbeitern zu Ingenieuren immer stärker verschieben. 
Der Widerspruch zwischen körperlicher und geistiger Arbeit 
ist im Schwinden. Anstelle der Handarbeit tritt vielmehr die 
Kontrolle und Wartung der hochwertigen Aggregate und Takt­
straßen und die Ausführung von Reparaturen. Dem muß die 
Berufsausbildung Rechnung tragen. Wenn also Betriebe mit 
staatlicher Beteiligung in die Lage versetzt werden, ihre Aus­
rüstung zu modernisieren und zu erweitern, so ist darauf zu 
achten, daß die Lehrlinge bereits in der Ausbildung an den 
neuen Maschinen arbeiten können. 

• 
Mit dem Zusammenschluß der Handwerker in PGH ist ein 

starkes Anwachsen der Arbeitsproduktivität verbunden, nicht 
nur deshalb, weil jetzt die vorhandenen Maschinen gemein­
sam voll ausgenutzt werden können, sondern weil auch nach 
und nach die Voraussetzungen geschaffen werden, die Ar­
beitsprozesse entsprechend den besonderen Aufgaben einer 
PGH - z. B. auf dem Reparatursektor - zu modernisieren. 
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. Auf diese AufgabensteIlung muß die Erwachsenen-Qualifizie­
rung ausgerichtet werden. Es muß deshalb recht bald die 
Voraussetzung geschaffen werden, daß die Mitglieder der 
PGH ihre Meisterprüfung entsprechend dem neuen Inhalt 
und den neuen Aufgaben im Handwerk ablegen können. 

Noch besser ist allerdings der Weg, den z. B. Unionsfreund 
Sc h ä f er , Vorsitzender der PGH "Neue Zeit" in Altberns­
dorf, eingeschlagen hat. Der Erfahrungsaustausch, den er und 
seine GenossenschaftsmitgIieder mit einer schwächeren PGH 
eröffnet haben, indem sie jeweils die besten Genossenschafts­
mitglieder der eigenen in die andere PGH schicken wollen, 
ist nicht nur ein hervorragendes Beispiel sozialistischer Hilfe, 
sondern auch ein wertvoller Beitrag zur Qualifizierung und 
zur Erziehung zu genossenschaftlichem Denken und Handeln. 
Das ist es gerade, was die Mitgestaltung und Mitverantwor­
tung aller Genossenschaftsmitglieder fördert. 

Doch diese Methode des Leistungsvergleichs gilt für alle 
Betriebe im sozialistischen Aufbau. So stellte Walter 
U 1 b r ich t ganz richtig in seiner Rede bei der Eröffnung 
der Lehrschau der Standardisierung in Leipzig fest: "Sozia­
listische Gemeinschaftsarbeit, Betriebsvergleiche und gegen­
seitige Hilfe bringen uns schneller vorwärts." 

Für die Berufsausbildung der Lehrlinge in der PGH muß 
angestrebt werden, daß sie in den Handwerksberufen führend 
wird. Das kann besonders dadurch erreicht werden, daß man 
die Ausbildung in Genossenschaften des gleichen Handwerks­
zweiges koordiniert. Mit aller Dringlichkeit muß gleichzeitig 
die Forderung erhoben werden, recht rasch die neuen Pläne 
für die praktische Berufsausbildung in den PGH vor allem 
erst einmal für die Schwerpunktberufe auszuarbeiten. Wie 
lange soll noch nach den überholten Plänen ausgebildet 
werden? 

Auch durch gegenseitige Hilfe und Austausch von Lehr­
lingen in bestimmten Phasen der Ausbildung kann eine 
Qualitätserhöhung erreicht werden, die gleichzeitig auch er­
ziehlich die Voraussetzung dafür schafft, daß in dem Lehr­
ling der Wunsch gestärkt wird, nach Abschluß der Facharbei­
terprüfung Mitglied der Genossenschaft zu werden. Ein der­
artiger Austausch während der praktischen Ausbildung sollte 
vor allem dann vorgenommen werden, wenn die Produktions­
aufgaben der eigenen PGH es z. Z. nicht ermöglichen, einen 
bestimmten Teil der praktischen Ausbildung zu vermitteln. 
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Es ist dann allerdings zweckmäßig, wenn mit den Lehrlingen 
auch das für die Ausbildung verantwortliche Mitglied der 
Genossenschaft in die andere PGH geht. 

Außerdem ist es nötig, daß auch seitens der Berufsschule 
als der Vertreterin der theoretischen Ausbildung eine klare 
Orientierung auf die PGH im Hinblick auf Inhalt und Me­
thode des Unterrichts gegeben wird. Es ist ein unmöglicher 
Zustand, wenn z. B. im Prüfungsausschuß des Tischlerhand­
werks im Kreis Löbau Lehrlinge aus den PGH geprüft wer­
den, aber kein Vertreter der PGH im Prüfungsausschuß ist. 
Es muß gefordert werden, daß die Zusammensetzung der 
Prüfungsausschüsse entsprechend dieser neuen Entwicklung 
überprüft wird. 

Soweit möglich, sollten sich die PGH bemühen, für die Aus­
bildung ihrer Lehrlinge eigene Lehrecken einzurichten. Die 
Hauptsache dabei ist, daß der am besten geeignete Meister 
oder Geselle mit der Ausbildung verantwortlich betraut wird. 

• 
Auf der Handelskonferenz in Leipzig, an der erstmalig 

auch Vertreter des privaten Einzelhandels teilgenommen hat­
ten, wurde deutlich herausgearbeitet, wie positiv sich die Zu­
kunft der privaten Einzelhändler gestaltet. Viele Einzelhänd­
ler haben seit dieser Zeit einen Kommissionshandelsvertrag 
oder die staatliche Beteiligung abgeschlossen und unterstützen 
mit ihren Erfahrungen die Anstrengungen, überall zu einem 
guten Warensortiment und zu einer vorbildlichen Verkaufs­
kultur zu kommen. Diese Verbindung mit dem staatlichen 
und genossenschaftlichen Handel gilt es auch für die fach­
liche Qualifizierung der Verkaufskräfte zu nutzen. 

Die Betriebsschulen des staatlichen und genossenschaftli­
chen Handels haben alle Voraussetzungen dafür, haben sie 
doch in den letzten Jahren viele ungelernte Kräfte, beson­
ders Hausfrauen, zu Fachverkäuferinnen ausgebildet. Ich 
kann mir aber auch sehr gut vorstellen, daß mancher Kom­
missionshändler auf Grund seiner langjährigen fachlichen 
Erfahrung sich gern der Qualifizierung des Nachwuchses, 
z. B. im warenkundlichen Unterricht, widmen würde. Es be­
darf noch des bekannten Anstoßes bei den verantwortlichen 
Leitungen des genossenschaftlichen und staatlichen Handels. 
Ich möchte außerdem vorschlagen, die Lehrlinge der Kom­
missionshändler in die Betriebsberufsschulen des staatlichen 
und genossenschaftlichen Einzelhandels einzuschulen. Damit 
würden eine breitere Grunda usbildung und eine fachlich spe-
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zialisierte Ausbildung als Fachverkäuferin möglich sein, als 
es jetzt gegeben ist. Diese Forderung ist deshalb berechtigt, 
weil, wie ich bereits gesagt habe, die Thesen verlangen, daß 
die Lehrlinge aus halbstaatlichen Betrieben wie Lehrling;e 
volkseigener Betriebe ausgebildet werden sollen. Es ist aus 
diesem Grunde verständlich, daß man keinen Unterschied 
zwischen einem Lehrling eines Einzelhändlers mit staatlicher 
Beteiligung oder mit Kommissionsvertrag machen kann. 

• 
In einigen Städten wurden auf Initiative der Nationalen 

Front Wohnbezirksakademien gegründet. Verschiedenartig 
sind die Erfahrungen, aber es ist möglich, diese ersten Er­
fahrungen zu analysieren, um daraus die Aufgaben abzuleiten, 
deren Lösung auch unsere Partei in der Nationalen Front 
unterstützen sollte. Die Erfahrung lehrt, daß es nicht zweck­
mäßig ist, eine Vielzahl von Akademien (Wohngebiets-, Haus­
frauen- und Mittelstandsakademien) zu bilden. Das führt zu 
einer Zersplitterung der Lehrkräfte und der Organisation, 
und im Falle der Mittelstandsakademie könnte es auch 
zu einer Isolierung det· mittelstandischen Schichten von der 
Arbeiterklasse führen. Deshalb werden.)n Zukunft keine 
neuen Wohngebietsakademien gebildet, sandeln die Betriebs­
akademien sollen die Aufgabe übernehmen, die Werldätigen 
des Wohngebiets, besonders die Hausfrauen, zu qualifizieren, 
und in Zusammenarbeit mit det' Industrie- und Handels­
kammer und der Handwerkskammer auch die Weiterbildung 
des Mittelstandes gewährleisten. Dabei müssen selbstverständ­
lich die guten Erfahrungen, die der Ausschuß der Nationalen 
Front in Apolda bei der Qualifizierung des Mittelstandes ge­
wonnen hat, ausgewertet werden. Es ist eine schöne Aufgabe, 
diesen Bürgern die Gesetzmäßigkeit des Sozialismus zu er­
läutern und ihnen an Hand der Probleme der übergangs­
periode vom Kapitalismus zum Sozialismus die persönliche 
Entscheidung zu erleichtern. Es ist verständlich, daß diese 
Menschen genauso interessiert sind, sich auch Kenntnisse 
über die sozialistische Leitung und Planung, über die Vor­
züge der genossensdl.aftlichen Produktion, der staatlichen Be­
teiligung oder des Kommissionshandels zu erwerben. 

Spezielle Bildungsaufgaben in den Wohngebieten sollen die 
Volkshochschulen übernehmen, deren Arbeit durch die Vo\"­
tragstätigkeit der Gesellschaft zur Verbreitung wissenschaft­
licher Kenntnisse, der DSF, des Deutschen Kulturbundes und 
durch die Bildungstätigkeit der FDJ und des DFD ergänzt 
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werden. Die Ausschüsse der Nationalen Front haben die Auf­
gabe, diese Bildungsarbeit in den Wohngebieten zu koordi­
nieren. 

Auch hier kommt es darauf an, die Vortrags- und Seminar­
pläne mit den Hörern selbst zu beraten, damit die rkhtige 
Mischung zwischen fachlich-beruflichen, allgemeinbildende.!), 
politökonomischen und gesellschaftlichen Themen gefunden 
wird. 

• 
Vorn Tempo der sozialistischen Entwicklung auf dem Lande 

werden in starkem Maße das Ansehen und die Stärke unserer 
Republik bestimmt. Wer selbst an diesem Ringen um das 
Neue beteiligt ist, wird die Notwendigkeit erkennen, durch 
entsprechende Einrichtungen vorhandenen Vorurteilen und 
Unkenntnissen über die Zukunft der Landbevölkerung auf 
den Leib zu rücken. Die Dorfakademie ist dafür eine ausge­
zeichnete Einrichtung. Das haben auch viele unserer Unions­
freunde begriffen und leisten beim Aufbau der Dorfakademie 
wertvolle Arbeit. 

Der Hauptinhalt der Bildungsarbeit liegt hier auf dem Ge­
biet der Produktionspropaganda für die sozialistische Wirt­
schaftsweise. Demzufolge ist es notwendig, nicht nur die 
LPG-Bäuerinnen und -Bauern, sondern auch die Einzel­
bauern und deren Ehefrauen zu gewinnen. Grundlage für die 
Schulungspläne sind die Produktionsaufgaben der LPG im 
Siebenjahrplan und die Perspektivpläne unserer Dörfer. Es 
ist dann verständlich, daß eben der Plan der Dorfakademie 
aus dem Gebirgskreis Sebnitz sich grundsätzlich vom Plan 
der Akademie des Kreises Riesa unterscheiden muß. Sind es 
in einem Falle Fragen der Weidewirtschaft und der Vieh­
zucht, so im anderen vielleicht Probleme des Mais- und Ge­
müseanbaus. Deshalb müssen auch hier die Gemeindevertre­
tungen die Aufgaben verantwortlich übernehmen. 

Es muß Schluß gemacht werden mit der Einseitigkeit nur 
allgemein interessierender Vorträge. Jawohl, Schönheitspflege 
und Farblichtbildervorträge sollen sein, aber im richtigen 
Verhältnis. Das verstehen auch unsere Frauen, ja in den 
meisten Fällen der mir bekannten guten Dorfakademien 
drängten sie selbst darauf, daß spezielle Kurse für LPG­
Bäuerinnen und solche, die es werden wollen, wenn sie es auch 
noch nicht immer richtig wissen, eingerichtet werden müßten. 
Damit bekamen mancher Frauenausschuß und mancher 
Frauenförderungsplan Leben und Inhalt. Das beweist z. B. 
auch die Dorfakaderrtie in Cotta, Bezirk Dresden, die bisher 
4 Vortragsreihen mit 150 Teilnehmern eingerichtet hat. Dar-
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unter sind 50 Jugendliche, 35 Genossenschafts- und Einzel­
bauern und 50 Bäuerinnen. Den Skeptikern muß gesagt wer­
den, daß unsere Landbevölkerung durchaus gewonnen wer­
den kann für die Weiterbildung zum landwirtschaftlichen 
Facharbeiter, für die Berechtigung zum Bedienen neuer Ma­
schinen oder für die Vorbereitung eines Fachschulstudiums. 

Natürlich kommt es gerade in den Dorfakademien darauf 
an, vielfältige Lehrmethoden und Lehrmittel, wie Filme, 
Lichtbilder, Bodenproben, einzusetzen. Besonderer Wert 
kommt dabei auch der Exkursion in gute Genossenschaften, 
Saat- und Viehzuchtbetriebe u. a. zu. 

Die Dorfakademie wird also in der Hauptsache folgende 
Aufgaben zu lösen haben: 

1. Förderung der Allgemeinbildung, 

2. fachliche Qualifizierung der Landbevölkerung, 

3. spezielle Veranstaltungen für die Jugend, 

4. Qualifizierung der Lehrer, Dozenten der Dorfakademie, 
der LPG-Bäuerinnen und -Bauern, die den Unterrichtstag 
in der Produktion halten, auf dem Gebiet der Pädagogik. 

Diese vierte Aufgabe sollte vor allem den Dorfakademien 
in den Leitdörfern zufallen (MTS-Dörfer). 

Noch ein Hinweis zur Allgemeinbildung: Gerade auf dem 
Lande ist der Drang sehr groß, auf dem Gebiet der Allge­
meinbildung die Kenntnisse der 8. oder 10. Klasse zu er­
werben. Ich möchte deshalb vorschlagen, dafür eine Art Fern­
studium vorzubereiten, denn es dürfte leicht möglich sein, 
daß jede Schule dann Konsultationen durchführen kann. 

Auch hier ergibt sich für uns ein reiches Betätigungsfeld; 
das gilt besonders für unsere Landlehrer, Landärzte, Zoo­
techniker und Agronomen. Es ist gut, wenn unser Unions­
freund Bezirkstagsabgeordneter M i c k a n in Uhyst, Kreis 
Bischofswerda, deshalb selbst Unterricht in den Klassen der 
allgemeinbildenden polytechnischen Oberschule hält, um sich 
den Nachwuchs für seine LPG zu sichern. Lieber heute als 
morgen soll te aber der Kreisvorstand der CDU in Bischofs­
werda zusammen mit den Freunden der Ortsgruppe daran­
gehen, in Uhyst eine Dorfakademie zu gründen, selbstver­
ständlich in Zusa mmenarbeit mit den anderen in der Natio­
nalen Front vereinten Kräften. Das wäre die beste Hilfe für 
Unionsfreund Mickan als Vorsitzender und für seine Genos­
senschaftsbauern. 
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Besonderen Wert sollten alle Dorfakademien da rauf legen, 
unter ihren Hörern die befähigtsten für ein landwirtschaft­
liches Fach- oder Hochschulstudium zu werben. Der Anteil 
von Absolventen in unseren Genossenschaften ist noch viel 
zu gering; aber für die Stärkung des sozialistischen Sektors, 
für seine rasche Vergrößerung ist die Arbeit nach wissen­
schaftlichen Erkenntnissen und mit der modernen Technik 
von größter Bedeutung. 

• 
Es ist mir nicht möglich, hier auf alle in diesem Zusam­

menhang bedeutenden Fragen 'einzugehen, wie die Verbes­
serung der Methodik im theoretischen und praktischen Untel"­
richt, die Berücksichtigung des höheren Alters und der grö­
ßeren Reife unserer Zehnjahrschüler, die Fortsetzung der 
polytechnischen Bildung in der Berufsausbildung u. a. m. 
Aber es ist notwendig, darauf hinzuweisen, daß auch unsere 
Partei aufgerufen ist, an dieser revolutionären Umgestaltung 
des Bildungswesens einen wesentlichen Anteil zu leisten. Das 
ist um so wichtiger, als bereits heute unser Bildungswesen 
dem westdeutschen überlegen ist; deshalb hat unsere Arbeit, 
haben unsere Vorschläge bei der Entfaltung einer umfassen­
den Volksbildung große Bedeutung für die gesamtdeutsche 
Arbeit. Wir leisten damit einen Beitrag für die Gestaltung 
des Weges zu einem friedliebenden, demokratischen Deutsch­
land, dessen Bürger die Achtung aller friedliebenden Men­
schen der Welt genießen. 

Worauf gilt es in Zukunft immer zu achten? 

1. Alle Gliederungen unserer Partei sind im Rahmen der 
Nationalen Front zur aktiven, freudigen Mitarbeit aufge­
rufen. 

2. überall muß der Grundsatz gelten, daß Planerfüllung und 
Qualifizierung eine Einheit bilden; deshalb sollte jeder 
Bürgermeister, LPG- oder PGH-Vorsitzende, jeder Be­
triebsleiter die Aufgaben der Qualifizierung als einen Teil. 
seiner staatlichen Aufgaben betrachten. 

3. Wir müssen uns darüber klar sein, daß von der Qualifi­
zierung der Werktätigen das Entwicklungstempo beim Sieg 
des Sozialismus abhängt. Das aber wiederum ist entschei­
dend dafür, ob der Frieden über den Krieg siegen wird. 
Wir haben alle Voraussetzungen für den Sieg des Frie­
dens in der Hand. 
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4. Dabei müssen wir auch daran denken, daß jeder Partei­
oder Wirtschaftsfunktionär nur dann seine Aufgaben im 
Siebenjahrplan erfüllen kann, wenn er auch seinen per­
sönlichen Qualifizierungsplan besitzt und verwirklicht. 

Wir sind aufgerufen, mitzuges talten, daß alle schöpferischen 
Fähigkeiten und Talente unseres Volkes entfaltet werden. 
Damit gehen wir einer Zeit hoher Blüte der Wissenschaft 
Technik und Kultur entgegen. Das entspricht zutiefst der: 
Zielen auch unserer Partei. Gehen wir an die Arbeit, damit 
wir auf dem 10. Parteitag in Erfurt am 15. Jahrestag der 
Partei gründung von stolzen Erfolgen auch auf diesem Gebiet 
berichten können. 
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Vorschläge 
der Christlich-Demokra.tischen Union zu den Theseli über die 
Qualifizierung der Werktätigen und zur sozialistischen Ent­
wicklung der Berufsausbildung in der Deutschen DemolU'ati-

sehen Republik 

(Beschluß des Sekretariats des HauptvoTstandes der CDU 
vom 5.1.1960) 

Die Christlich-Demokratische Union hat in zahlreichen Aus­
sprachen mit vielen ihr angehörenden Berufsschullehrern, 
Dozenten an Hoch- und Fachschulen, Lehrausbildern, Genos­
senschaftsbauern, Genossenschaftshandwerkern und Komple­
mentären in Betrieben mit staatlicher Beteiligung sowie in 
Mitgliederversammlungen die vom Zentralkomitee der Sozia­
listischen Einheitspartei Deutschlands veröffentlichten Thesen 
zur Qualifizierung der Werktätigen und zur sozialistischen 
Entwicklung der Berufsausbildung in der Deutschen Demo­
kratischen Republik eingehend beraten und gibt der Ziel­
setzung dieser· Thesen ihre volle Zustimmung. 

Die Lösung der uns im Siebenjahrplan gestellten politisch­
ideologischen und ökonomischen Aufgaben verlangt sowohl 
die weitere Entwicklung des sozialistischen Bewußtseins bei 
allen Bürgern unseres staates als auch die Hebung des wis­
senschaftlich-technischen Niveaus der sozialistischen Produk­
tion in Industrie und Landwirtschaft. Wir begrüßen daher 
die in den Thesen vorgezeichnete EntwJcklung eines umfas­
senden Systems der sozialistischen Volksbildung, durch das 
gewährleistet wird, daß die schöpferischen Talente aller Bür­
ger unseres Staates geweckt und gefördert und für die sieg­
reiche sozialistische Umgestaltung unseres Lebens eingesetzt 
werden. Vor allem unterstützen wir die Forderung, die All­
gemeinbildung aller Werktätigen zu erweitern, sie mit den 
wissenschaftlichen und produktionstechnischen Kenntnissen 
auszurüsten, die der Entwicklungsstand der modernen Wis­
senschaft und Technik verlangt, und ihnen Möglichkeiten zu 
geben, sich Einblick in die gesellschaftlichen Zusammenhänge 
zu verschaffen. 

Das Sekretariat des Hauptvorstandes der Christlich-Demo­
kratischen Union übergibt dem Ministerium für VolksbH­
dung zur weiteren Verbesserung der Arbeit in der Belufsaus­
bildung und Erwachsenenqualifizierung folgende ergänzenden 
Vorschläge, die am 23. November 1959 auf einer Tagung des 
Arbeitskreises Pädagogik beraten worden sind. 
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Zum Inhalt und Aufbau der Berufsausbildung 

Zusammenarbeit zwischen den BerufsschuZen und den alZge­
meinbildepden polytechnischen Oberschulen 

Obwohl die Berufsausbildung seit langem dem Ministerium 
für Volksbildung eingegliedert ist, haben bisher die Lehrer 
an den allgemeinbildenden Schulen und die Berufspädagogen 
vielfach noch immer isoliert voneinander gearbeitet. 

Zur überwindung dieses Mangels ~chlagen wir vor: 

In den methodischen Kabinetten werden gemeinsame Kom­
missionen für Lehrer an allgemein- und berufsbildenden 
Schulen gebildet, die vor allem folgende Aufgaben lösen 
sollen: . 

1. Auswertung der Erfahrungen mit den neuen Lehrplänen 
der zehn- und zwölfklassigen polytechnischen Oberschule; 

2. gemeinsame Beratungen über die Durchführung der Lehr­
pläne für die Berufsausbildung. Damit ·5011 erreicl1t werden, 
daß die gesellschaftliche Praxis einen stärkeren Einfluß auf 
den Inhalt der Pläne gewinnt und daß dUl"ch bessere Koor­
dinienmg der Pläne unnötige übersdmeidungen vermieden 
werden und die Berufsschulen mehr Zeit gewinnen , z. B. 
in den naturwissenschaftlichen und allgemeinbildenden 
Fächern den UnteITichtsstoff auf die Erfordernisse des Be­
rufes abzustimmen; 

3. gemeinsame Erarbeitung einer fortschrittlichen Unterrichts­
und Erziehungsmethodik ; 

4.0l"ganisation des Erfahrungsaustausches, einschließlich der 
gegenseitigen Hospitationen. 

Um die gute Zusammenarbeit zwischen Berufs- und Ober­
schulen zu sichern, wird weiterhin empfohlen, den Referenten 
für Benifsausbildung als stellvertretenden Schulrat einzu­
setzen. 

Berufsausbildung und Erwerb der Hochschulreife 

Es ist notwendig, daß vor allem die Berufsschulen, die 
Schüler wähl"end d er dreijährigen Berufsausbildung zur Hoch­
schulreife führen, ohne Zeitverlust Verbindung zu den poly­
technischen Oberschulen aufnehmen, vor allem zu denjenigen 
erweiterten Oberschulen, die gleichzeitig ihre Schüler als 
Facharbeiter ausbilden. Die Zusammenarbeit erscheint uns 
besonders empfehlenswert beim Aufstellen der Lehrpläne, 
be.i der methodischen Gestaltung des UntelTicllts (Erziehung 
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~ur Selbständigkeit und Selbsttätigkeit, Experimentalunter­
richt in den naturwissenschaftlichen Fächern usw.) und bei 
der Organisation der Facharbeiterprüfung und des Abiturs. 

Zusammenarbeit zwischen Berufsschulen und Produktion 

Die Aufgabe, die theoretische Berufsausbildung eng mit der 
praktischen zu verbinden, verlangt die enge Zusammenarbeit 
aller Kollegen, die in der Berufsausbildung arbeiten. Durch 
die bisher entwickelten Fonnen der Zusammenarbeit und des 
Erfahnmgsaustausches sollten in Zukunft vor allem Möglich­
keiten g~chaffen werden, neue, sozialistische Ausbildungs­
metJhoden zu entwickeln. Dabei sind besonders die Erfahrun­
gen der sowjetischen Berufspädagogen, unserer Neuerer und 
Aktivisten auszuwerten, ebenso die Erfahrungen, die in der 
Zusammenarbeit von Lehrlingsbrigaden und Brigaden der 
sozialistischen Arbeit bzw. sozialistischen Gemeinschaften ge­
sammelt worden sind. 

Sicherung von Ruhe und Stetigkeit des Unterrichts 

Wir halten es für notwendig, auf folgende bereits seit 
einiger Zeit diskutierte Forderungen hinzuweisen: 

1. Auch in den Berufsschulen ist die Dauer einer Unterrichts­
stunde auf 45 Minuten festzusetzen. Diese Forderung ist 
besonders auch deshalb berechtigt, weil in vielen Berufs­
schulen zur Zeit allgemeinbildende Schulen untergebracht 
sind und die unterschiedliche Pausenordnung die Arbeit 

. beider Schulen stört. 

2. Sowohl in den berufsbildenden als auch in den allgemein­
bildenden Schulen ist ein einheitliches Notensystem ein­
zufühl"en. Wir schlagen erneut vor, das an der Berufsschule 
und an Fach- und Hochschulen gültige Notensystem für die 
allgemeinbildenden Schulen zu übernehmen. 

3. Bisher wurde die Arbeit in den ersten Wochen des Schul.­
jahres, dadurch gestört, daß die Ausbildungsbetriebe die 
neueinzustellenden Lehrlinge nicht zeitig genug bei der zu­
ständigen Berufsschule angemeldet hatten. Um den Einsatz 
der Lehrer, die Klassenbildung und die · Raumverteilung 
besser planen zu können, wird vorgeschlagen, in einer 
Richtlinie festzulegen, daß die Betriebe und Institutionen 
mit Berufsausbildung bis zum 30.6 jeden Jahres die Lehr­
verträge abschließen und den Lehrling bei der zuständigen 
Berufsschule anmelden. 

4. Die bestehende Prüfungsordnung für Facharbeiter entspricht 
trotz einiger in der Vergangenheit gemachter Korrekturen 
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nicht den neuen Bedingungen. Eine neue Priifungsordnung 
sollte daher so schnell wie möglich erarbeitet werden. 

In der neuen Prüfungsordnung sollte festgelegt werden, 
daß Absolventen der erweiterten Oberschule nur in berufs­
bildenden Fächern geprüft werden. Dabei ist zu berück­
sichtigen, daß ein allgemeinbildendes Fach der Oberschule, 
z. B. Englisch, zum berufsbildenden Fach in der Berufs­
schule (Ausbildung von Exportkaufleuten) werden kann. 

Um die Bedeutung des Faches Körpererziehung zu be­
tonen, wird empfohlen, in diesem Fach eine Prüfung ab­
legen zu lassen. Die Prufung in Körpererziehung soll den 
Prüfungen in den allgemeinbildenden Fächern gleichgestellt 
werden. 

Festsetzung der Lehrlingsentgelte 

Wir befürworten, das Lehrlingsentgelt in der Form festzu­
legen, daß zu einem Grundgehalt ein entsprechender Lei­
stungszuschlag gezahlt '\v:ird. Die Höhe des Leistungszuschlags 
richtet sich nach der Erfüllung der Lehrlingsnorm in der 
praktischen Ausbildung, nach den Leistungen in der theoreti­
schen Ausbildung und nach dem gesellschaftlichen Verhalten 
des Lehrlings. Berufsschullehrer, Lehrausbilder und Vertreter 
der FDJ-Grundeinheit legen in einer gemeinsamen Beratung 
die Höhe des Leistungszuschlages fest. 

Urlaubsregelung für Lehrlinge 

Wir empfehlen, in Zusanunenarbeit mit dem Staatlichen 
Komitee für Arbeit und Löhne zu prüfen, ob für alle Lehr­
linge d. h. auch für die über 18 Jahre, ein Urlaub von 
3 Wo&en gewährt werden kann. Die Berufsausbildungsstätten 
sind dann in der Lage, alle Lehrlinge eines Kolle~tivs für 
Ferienlager, gemeinsame Wanderungen usw. zu gewmnen. 

Lehr- und LernmitteZversorgung 

Es ist anzustreben, daß der Verlag Volk und Wissen die 
Lehrbücher pünktlich ausliefert und daß das Deutsche Zen­
tralinstitut für Lehrmittel die Herstellungszeit für neue Lehr­
mittel, z. B. für die Verwendung neuer Kunststoffe, abkürzt. 

Zur Berufsausbildung in der Landwirtschaft 

Die Thesen treffen die sehr richtige Feststellung, daß die 
Ausbildung bisher in den meisten Berufen zu sehr losgelöst 
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von der Produktion erfolgte. Für die bisherige Ausbildung in 
landwirtschaftlichen Berufen trifft das nach unserer Meinung 
nicht immer zu. Hier ergab sich oft das umgekehrte Verhält­
nis. Die Lehrlinge wurden in manchen Betrieben von Anfang 
an in der Produktion eingesetzt, ohne daß die Systematik 
ihrer Ausbildung in jedem Falle gewährleistet war. Deshalb 
muß in Zukunft bei der Berufsausbildung in der Landwirt­
schaft das richtige Verhältnis hergestellt werden. Wir be­
grußen es daher, wenn die Berufsausbildung in den gut ent­
wickelten und wirtschaftlich gefestigten landwirtschaftlichen 
Produktionsgenossenschaften bzw. volkseigenen Gütern kon­
zentriert wird, in denen je nach Zahl der Lehrlinge ein oder 
mehrere Lehrausbilder für die Ausbildung verantwortlidl. 
sind. Wo diese Konzentration nicht möglich ist, empfehlen 
wir, für die Berufsausbildung im MTS-Bereich eine Leit-LPG 
zu schaffen, deren hauptamtlicher Lehrausbilder auch die 
Lehrausbilder in den anderen landwirtschaftlichen Produk­
tionsgenossenschaften anleitet. 

Für die landwirtschaftliche Berufsausbildung in einem be­
stimmten Territorium ist eine einheitliche Leitung zu schaffen, 
die mit den Institutionen der Erwachsenenqualifizierung eng 
zusammenarbeiten sollte. Die Arbeit des Zentrums der Akti­
visten- und Neuererbewegung auf dem Lande sollte ebenfalls 
mit der Arbeit der berufsaus- und -weiterbildenden Einrich­
tungen koordiniert werden. 

Wir empfehlen für die Berufsausbildung des Facharbeiters 
für Acker- !und Pflanzenbau eine 2%jährige Ausbildung, und 
zwar eine 2jährige theoretische und eine 2 %jährige praktische 
Ausbildung. Die Verlängerung der praktischen Ausbildung 
erscheint uns notwendig, damit der zukünftige Facharbeiter 
während seiner Lehrzeit an mehr als emer Ernte teilnehmen 
kann. 

Zur Berufsausbildung im Handwerk 

Nach den Thesen ist anzustreben, daß die Produktions­
genossenschaften des Handwerks für die Berufsausbildung im 
Handwerk führend werden. 

Wir schlagen vor: 

1. Die BerufsaUSbildung in Genossenschaften des gleichen 
Handwerkszweiges am Ort oder in benachbarten Gemein­
den ist zu koordinieren und nach Möglichkeit in der besten 
PGH zu konzentrieren. Dadurch ist Möglichkeit gegeben, 
sowohl personell als auch materiell die Voraussetzungen 
für eine bestmögliche Berufsausbildung zu schaffen, den 
Lehrling in Lehrwerkstätten bzw. Lehrecken auszubilden, 
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Lehrlingsbrigaden zu bilden und die Jugendlichen auch mit 
dem Einsatz der modernen Technik vertraut zu machen. 

2. Die neuen Berufsbilder und Lehrpläne für die Schwer­
punktberufe des Handwerks sind wngehend auszuarbeiten. 

3. Es ist unbedingt zu sichern, daß von den Abteilungen für 
Volksbildung der Räte der, Kreise in jeden Prüfungsaus­
schuß auch ein Vertreter der PGH berufen wird. 

4. Es wäre zu prüfen, ob Produktionsgenossenschaften des 
Handwerks, die bereits einige Jahre gut arbeiten, auch die 
theoretische Ausbildung ihrer Lehrlinge übernehmen kön­
nen. Zu diesem Zwecke sollte zum Teil mit staatlicher 
Unterstützung für mehrere Genossenschaften eines Hand­
werkszweiges eine eigene Betriebsberufsschule eingerichtet 
werden. Wir denken z. B. an die Zusammenfassung der 
theoretischen Ausbildung aller Lehrlinge einer PGH aus 
dem Bau- und Baunebengewerbe einer Großstadt in einer 
Betriebsberufsschule. 

Zur Berufsausbildung in den Betrieben mit staatlicher Be­
teiligung 

Wir schlagen vor, die Kooperationsbeziehungen zwischen 
den volkseigenen Betrieben und den Betrieben mit staaUicher 
Beteiligung auch für die Berufsausbildung nutzbar zu machen. 

Die FDJ-Betriebsgruppen in den volkseigenen Betrieben 
und die Jugendbrigaden, die um den Titel "Brigade der so­
zialistischen Arbeit" ringen, sollten die Patenschaft über die 
FDJ-Gruppen in den Betrieben mit staatlicher Beteiligung 
übernehmen und aen Jugendlichen ihre Erfahrungen bei der 
Anwendung von Neuerermethoden und bei der Durcllführung 
von Wettbewerben übermitteln. 

Zur Berufsausbildung im Einzelhandel 

1. Wir schlagen vor, daß die Lehrlinge aus Einze1handelsbe­
trieben mit Kommissionsvertrag oder staatlicher Beteiligung 
in den Fachklassen der Bebiebsberufsschule des staatlichen 
und genossenschaftlichen Handels untelTichtet werden. 

2. Um die Berufsausbildung des Einzelhändlers zu verbreitern, 
wird empfohlen, in die Ausbildungspläne ein Produktions­
praktikum in einem Herstellerbetrieb aufzunehmen. 
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Zur Erwachsenenqualiftzierung 

Verbesserung der staatlichen Leitungstätigkeit 

Die Aufgaben bei der Weiterentwiddung der Berufsausbil­
dung und ErwachsenenqualifIzierung erfolgreicll zu lösen, er­
fordert auch die straffere Lenkung und Leitung durch den 
Staatsapparat. 

Wir schlagen vor, die bei den Räten der Kreise w1d Be­
zirke bestehenden Beiräte fw' Berufsausbildung zu Beiräten 
für Berufsausbildung und ErwachsenenqualifIzierung umzu­
bilden. Dieser Beirat sollte die Aufgabe erhalten, alle Auf­
gaben der Berufsausbildung und ErwachsenenqualifIzierung 
zu planen, zu koordinieren und zu kontrollieren. Deshalb 
sollten in dem Rat noch mitarbeiten: Vertreter der Massen­
organisationen wie FDGB, FDJ, DFD, der Gesellschaft zur 
Verbreitung wissenschaftlicher Kenntnisse, der Kammer der 
Technik, der Handwerkskammer, der Industrie- und Han­
delskammer, des Kulturbundes, Vertreter aller Sch ulgattungeIl. 

Zur Arbeit der Betriebsakademien 

Wir begrüßen die Bestrebungen, die besten Erfahrungen 
aus der Arbeit der Betriebsakademien rasch zu verallge­
meinern. Im Sinne einer guten Konzentrierung der Arbeit der 
Betriebsakademien erscheint es notwendig, besonders clie Bil­
dung zentraler Betriebsakademien, wie die des Verschiebe­
bahnhofs Berlin-Pankow, zu popularisieren. Auch sollte man 
bei der Analyse der bisherigen Arbeit anstreben, eine ein­
heitliche 0 r g a n isa t ion s f 0 r m der Betriebsakademien 
zu entwickeln. 

Die Betriebsakademien der Kommanditistenbetriebe sollten 
auch die Qualifizierung der Werktätigen in den Betrieben mit 
staatlicher Beteiligung, besonders die der Arbeiter und An­
gestellten, übernehmen. Wir schlagen vor, daß aus diesem 
Grunde in den Rat der Betriebsakademie auch ein Vertreter 
des betreffenden Komplementärbetriebes aufgenommen wird. 

Zur Qualifizierung der Werktätigen auf dem Lande 

1. Wir schlagen vor, daß die Beiräte für Berufsausbildung und 
Erwachsenenqualifizierung, die örtlichen Volksvertretungen 
und die Ausschüsse der Nationalen Front die Dorfakade­
mien in dem Bemühen unterstützen, ihren Veranstaltungs­
plan mit der Gesellschaft zur Verbreitung wissenschaftlicher 
Kenntnisse, der Volkshochschule und der Vereinigung der 
gegenseitigen Bauernhilfe zu koordinieren. Insbesondere 
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müssen auch die Themen der bäuerlichen Winterschulung 
mit dem Vortrags- und Veranstaltungsplan der Dorfaka­
demie abgestimmt werden. 

2. Am 1. November haben in allen Kreisen unserer Republik 
sozialistische Winterschulen der Landwirtschaft ihre Arbeit 
aufgenommen. Nach den Hinweisen des Ministeriums für 
Land- und Forstwirtschaft waren selbständige Schulen mit 
einem hauptamtlichen Direktor und einer Schreibkraft zu 
bilden. Wir empfehlen dem Ministerium für Land- und 
Forstwirtschaft Z'll überprüfen, ob diese Winterschulen mit 
den örtlich zuständigen landwirtschaftlichen Berufsschulen 
enger zusammenarbeiten können, die die methodische und 
organisatorische Anleitung der Winterschulen übernehmen. 
Dadurch könnten die Kräfte konzentriert und Mittel einge­
spart werden. 

Qualifizierung der Genossenschaftshandwerker 

Wir empfehlen, auch innerhalb der Envachsenenqualifizie­
rung.: für die Produktionsgenossenschaften eines Handwerks­
zweiges eine Leit-PGH zu schaffen. 

Da die Internatsschulung bisher zu den besten erzieheri­
schen Erfolgen geführt hat, sollten die Arbeltsgruppen Mit­
telstand der Nationalen Front in Zusammenarbeit mit den 
Handwerkskammern in allen Bezirken Voraussetzungen für 
Internatsschulungen schaffen. 

Geeignete Fachschulen könnten ebenfalls mehrtägige Schu­
lungen durchführen bzw. ihre Dozenten für diese SChulungen 
zur Verfügung stellen. 

Wir schlagen ferner vor, die Anforderungen für die Mei­
sterprüf ungen entsprechend den neuen Aufgaben zu ver­
ändern und die Meisterprüfung so bald als möglich nach den 
neuen Bedingungen abzunehmen. 

Zum Einsatz nebenberuflicher Lehrkräfte 

Wir begrüßen es, daß Einrichtungen der Erwachsenenquali­
fizierung, die, wie die sozialistischen Winterschulen, ganztägi.g 
unterrichten, vorwiegend hauptberufliche Lehrkräfte beschäf­
tigen. Beim Einsatz nebenberuflicher Lehrkräfte empfehlen 
wi.r zu überprüfen, ob Praktikern, die sich für clie Erwach­
senenbildung zur Verfügung stellen, Abminderungsstunden in 
ihrer hauptberuflichen Tätigkeit zugebilligt werden können. 
WÜ' verweisen dabei auf die Erfahrungen, die in der CSR 
auf diesem Gebiet gesammelt worden sind. 
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Zum Fernstudium 

Die gesetzlichen Richtlinien für die Unterstützung der Fern­
studenten durch die Beteiebe werden nicht immer eingehalten. 
Wir schlagen vor, daß mit jedem Werktätigen vor Aufnahme 
des Fernstudiums ein Vertrag abgeschlossen wird, in dem 
folgende Punkte enthalten sind: Unterstützung durch den 
Betrieb während des Studiums, Anleitung durch einen quali­
fizierten Paten, Festlegung der Perspektive nach erfolgreichem 
Abschluß des Fernstudiums; Verpflichtungen des Fernst~den­
ten, seine Qualifizierung zu bestmöglichen Erfolgen zu fuhren. 

Zur LehrmitteZversorgung an Einrichtungen der Erwachse­
nenbildung 

1. Die Unterrichtsarbeit in den Institutionen der Erwachse­
nenbildung wird durch den Mangel an geeigneten Lehr­
büchern beeinträchtigt. Wir empfehlen deshalb, s~elle 
Lehrbücher für die Erwachsenenqualifizierung zu ent­
wickeln. 

Es ist ferner darauf zu achten, daß Fernstudieneinrich­
tungen mit gleichem Ziel einheitliche Anforderungen stellen 
und Studienmaterialien von gleichem Niveau herausgeben 
(z. B. Fachschulen). 

2. Auf allen Fachgebieten macht sich auch in den Einr!chtun­
gen der Erwachsenenbildung ein Mangel an geeIgneten 
Lehrfilmen und DIA-Reihen zur Veranschaulichung des 
Unterrid1tsstoffes bemerkbar. Wir schlagen daher vor, die 
Mitarbeiter auf 'Ciem Gebiete der Erwachsenenqualifi·zierung 
aufzurufen, dem Deutschen Zentralinstitut für Lehrmittel 
Vorschläge für die Herstellung von Lehrfilmen und DIA­
Reihen einzureichen. 

Außerdem weisen wir darauf hin, daß die Anzahl der 
jetzt zur Verfügung stehenden Kopien nicht ausreicht und 
daher erhöht werden muß. 

3. In der materiellen Versorgung der Institutionen der Er­
wachsenenbildung ergeben sich überall dort Schwierig­
keiten wo der Unterricht nicht in technischen Betriebs­
schule~ und ähnlichen Einrichtungen erteilt werden kann. 
Besondere Schwierigkeiten ergeben sich für die Durchfüh­
rung des naturwissenschaftlichen UntelTichts, und zwar bei 
der Verwendung von Chemikalien und physikalischen so­
wie chemischen Geräten. 

Wir schlagen vor eine gesetzliche Grundlage für die Ver­
sorgung der Institutionen der Erwachsenenbildung mit 

35 



Lehr- und Lernmitteln zu schaffen, wenn Räume von all­
gemeinbildenden polytechnischen Oberschulen bzw. Berufs­
schulen benutzt werden müssen. 

4. Wir empfehlen, ein Lehrbuch der speziellen Methodik der 
Erwachsenenbildung herauszugeben. 

Zur Aus- und Weiterbildung der Berufsschullehrer und Lehr­
ausbilder 

Politische Weiterbildung der Berufsschullehrer 

Die neuen, höheren Anforderungen, die die sozialistische 
Berufsausbildung an den Berufspädagogen stellt, verlangen 
auch die Erweiterung seiner gesellschafts wissenschaftlichen 
Kenntrtisse. Wir schlagen dah er vor: 

1. Die Schulungszirkel der Gewerkschaften müssen sowohl in 
ihrer Thematik als au ch in der Methode ihrer Durchfüh­
rung der Notwendigkeit einer intensiven und systemati­
schen politischen Weiterbildung der Berufsschullehrer ent­
sprechen. 

2. Die methodischen Kabinette sollen Kurzlehrgänge zu Teil­
gebieten der Gesellschaftswissenschaft durchführen. 

3. Es ist anzustreben, d aß in die Brigaden und Gemeinschaf -
ten der sozialistischen Arbeit auch Berufsschullehrer u nd 
Lehrausbilder aufgenommen werden, damit die politischen 
und pädagogisch-fadlh chen P robleme in sozialistischer Ge­
meinschaftsarbeit und mit aktiver Einflußnahme der Wer­
tätigen gelöst werden können. 

Fachliche Qualifizierung der BerufsschuUehr er 

1. Um den Berufsschullehrern die bestmögliche Ausbildung 
bzw. Qualifizierung zu ermöglichen, schlagen wir vor, die 
Arbeit der methodischen Kabinette zu koordinieren Wld sie 
zentral (durch die Leitsektion der Ministerien und die Be­
zlrkssektion) anzuleiten. Auch die methodischen Kabinette 
und die Kreiskabinette sollten ihre Arbeit besser koordi­
nieren, 

2. Entsprechend den in den Thesen enthaltenen Richtlinien 
für das Fern- und Teilstudium empfehlen wir, auch das 
Fernstudium für Berufsschullehrer in den einzelnen Stu­
dienjahren zu spezialisieren und das Studium eines P r ü -
fun g s faches mit dem Teilstaatsexamen abzuschließen. 

3~ 
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Im Teilfernstudium ist die schon erreichte Qualifikation 
(z. B. pädagogische bzw. gesellschaftswissenschaftliche 
Grundausbildung) bei der FesUegung von Zeitdauer und 
Umfang des Teilsrudiums zu berücksichtigen. Älteren Kol­
legen sollte man die Möglichkeit geben, als Gasthörer, d. h. 
ohne die Verpflichtung, eine Prüfung abzulegen, am Abend­
bzw. Teilfernstudium teilzunehmen. 

Wir schlagen ferner vor, die Stundenabminderung und 
die Zeit für schriftliche Arbeiten in den einzelnen Fach­
richtungen einheitlich zu regeln. 

3. Um den Bedarf an Berufsschullehrern für das Fach Rus­
sisch möglichst rasch zu decken, -empfehlen wi.r ; 

a) für den übergang Lehrer an Ober- und Berufsschulen 
in den Fächern Russisch und T-echnisches Zeichnen aus­
zutauschen; 

b) in den methodischen Kabinetten Möglichkeiten zu schaf­
fen, daß sich Berufsschullehrer auf das Fernstudium im 
Fach Russisch vorbereiten bzw. daß ehemalige Russisch­
lehrer ihre Kenntnisse auffrischen können. 

4. Berufsschulleh rer der Klassen, die mit dem Facharbeiter­
brief gleichzeitig die Hochschulreife erw.erben, halten es für 
notwendig, sich selbst die im Abitur geforderten Kenntnisse 
schrittweise anzueignen. Wir empfehlen, daß die Volks­
hochschule in Verbindung mit den methodischen Kabinetten 
Voraussetzungen schafft, diesen Wunsch zu verwirklichen. 

5. In den Fachzeitschriften, im Rundfunk und Fernsehfunk, 
1m Film und im Vortragswesen der Kammer der Technik, 
der Gesellschaft ~. Ve.rbreitung wissenschaftlicher Kennt- ­
nbse usw. sind stärker als bisher die neuesten Produktions­
verfahren, Neuerermethoden usw. zu erläutern, damlt es 
Berufsschullehrern und Lehrausbildern möglich ist, auf dem 
neuesten Stand der Wissenschaft und Technik zu unter­
richten. 

Qualifizierung deT Lehrausbilder und Leh1'meister 

1. Es ist ~nzustreben, die bestehenden Ausbildungsmöglich­
keiten für Lehrausbilder und -meister stärker als bisher 
auszulasten. Zu diesem Zweck sollte man Möglichkeiten für 
cUe Teilqualifizie.{ung schaffen. Die verschiedenen Ausbil­
dungsarten ,sind zu koordinieren, damit Wiederholungen 
vermieden werden (z. B. Gesellschaftswissenschaften und 
Deutsch). 
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Die Teilqualifizierung ist besonders im Hinblick auf die 
pädagogische Ausbildung der Lehrausbilder in den Produk­
tionsgenossenschaften des Handwerl{s empfehlenswert, denn 
der augenblickliche Entwicklungsstand in den PGH ermög­
licht es erst wenigen Lehrausbildern, einen 5-Monate-Lehr­
gang zu besuchen. 

2. In Zusammenarbeit mit den Handwerkskammern ist zu ge­
währleisten, daß bei der Vorbereitung auf · die Meister­
prüfung im Handwerk pädagogische Grundkenntnisse ver­
mittelt werden. 

3. Die jeweils erworbene Qualifikation müßte in einer ent­
sprechenden Leistungszulage Anerkennung finden, damit 
auch ein materieller Anreiz geschaffen wird, sich als Lehr­
meister und Lehrausbilder zu qualifizieren. In erster Linie 
sollte die~ Frage im Sektor Landwirtschaft gelöst werden., 
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In der Reihe der "Hefte aus Burgscheidungen" sind 
bisher erschienen: 
. 1 Günter Naundorf: Die Verwirklichung christ­

licher Anliegen im Sozialismus 

2 Prof. Dr. Kurt Wiesner: Ökumene und Welt­
friedensbewegung 

3 Wolfgang Fischer: Christliche und marxistische 
Ethik 

· 4 Dr. Hanfried Müller: Der Christ in Kirche und 
Staat 

5 Prof. Dr. Gerhard Kehnscherper: Die Botschaft 
Jesu Christi in der Begegnung mit dem 
religionslosen Menschen 

ti Prof. Dr. Gerhard Reintanz: Auf dem Wege zur 
Wiedervereinigung Deutschlands 

7 Der Mißbrauch der Religion durch den Impe­
rialismus 

8 Günter Wirth: "Europäische Einigung" oder 
Europa des Friedens? 

9 Der Primas der Russischen Kirche -
Zum 80. Geburtstag des PatTiarchen Alexius 

10 Dr. Hanfried Müller: Die Frankfurter Theolo­
gische Erklärung der Kirchlichen Bruder­
schaften vom 4. Oktober 1958 

11/12 Prof. Dr. Gerhard Reintanz: Berlin - nicht 
Frontstadt, sondern Friedensstadt 

13 Dr. Harald-Dietr ich Kühne: Die halbsozialisti­
schen Betriebe in der Deutschen Demokrati­
schen Republik 

14 Günter Wirth I Christa Johannsen: Die literari­
sche Gestaltung der christlichen Existenz im 
Sozialismus 

15 Edmond Meclewski: Die polnischen Westgeb{ete 
- Eine demographische Untersuchung -

Die mit· gekennzeichneten Titel sind bei der Par­
teileitung vergriffen. 



16 Prof. D. Dr. Johannes Leipoldt: Ewiger Friede 
ist keine Utopie 

17 Prof. Dr. Gerhard Reintanz: NATO - die Hei­
lige Allianz des 20. Jahrhunderts 

18 Hubert Faensen: Die künstlerische Gestaltung 
der christlichen Existenz im Sozialismus 

19 Gertrud Illing: Der 20. Juli 1944 

Gerald Göttin.ß: Die Bewährung christlicher Exi­
stenz im Aufbau des Sozialismus 

21 10 Jahre Deutsche Demokratisdle Republik -
Von der antifaschistisch-demokratischen 
Ordnung zum Kampf um den Sieg des So­
zialismus ~ 

22 10 Jahre DDR - zehn Jahre steten wirtschaft­
lichen Aufstiegs 

23 Herbert Trebs: Sozialistische Kulturrevolution 
und christlicher Glaube 

24 GOnter Wlrth: Zur Politik der Christlich-Demo­
kratischen Union 1945 bis 1950 

25 Prof. Dr. Rudolt ltican: Josef L. Hromadka -
Leben und Werk 

26 Prof. Dr. Gerhard Reintanz : Afrika - Einige 
seiner Probleme 

27 Duong-Van-Dam: Die Lage des Katholizismus 
in Vietnam ..... 

28 Prof. Dr. Kurt Wiesner : Albert Schweitzer zum 
85. Geburtstag 

Verkaufspreis 0.50 DM 


